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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Die Rechtskommission des Nationalrats sprach sich mit knappem Mehr gegen eine
parlamentarische Initiative Aeppli (sp, ZH) aus, welche bei Strafuntersuchungen wegen
Verstosses gegen das Antirassismusgesetz die parlamentarische Immunität
grundsätzlich aufheben wollte. (Siehe dazu die Auseinandersetzung um die Aufhebung
der Immunität von Nationalrat Blocher (svp, ZH)). 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.04.2002
HANS HIRTER

In der Folge der Affäre um den ehemaligen Nationalbankchef Philipp Hildebrand wurde
Christoph Blocher im Vorjahr nach Hin und Her zwischen grosser und kleiner Kammer
die Immunität entzogen. Blocher stand unter Verdacht, das Bankgeheimnis verletzt zu
haben. Die Entziehung der Immunität des Zürcher Nationalrats rief die SVP auf den
Plan, die kurz nach dem Entscheid zwei parlamentarische Initiativen einreichte. Die
Initiative Baader (svp, BL) (12.455) verlangt, dass einem Beschuldigten in Form der
Einsprache ein Rechtsmittel an die Hand gegeben wird, da ein letztlich immer
politischer Entscheid zur Aufhebung der Immunität in diesem Fall und nach neuer
Regelung nur von einer kleinen Minderheit gefällt wurde. Die Initiative Amstutz (svp, BE)
(12.458) wollte die alte Regelung wieder einführen, nach der das ganze Ratsplenum über
Immunitätsaufhebung entscheidet. Tatsächlich war mit der Revision des
Parlamentsgesetzes 2011 im Nationalrat eine Kommission geschaffen worden, die mit
diesen Geschäften alleine betraut wurde. Amstutz wollte zudem die relative Immunität
wieder stärken. Weil mit der Revision auch eingeführt worden war, dass die relative
Immunität nur dann gelte, wenn eine allfällig strafbare Handlung unmittelbar mit dem
Ratsmandat verknüpft werden könne, werde die parlamentarische Tätigkeit erschwert.
Die Initiative Baader wurde im Rat mit 127 zu 52 Stimmen aus der SVP deutlich
abgelehnt. Adrian Amstutz zog seine Initiative  in der Folge zurück. Im Berichtsjahr
hatten sich die zuständigen Kommissionen zudem gegen die Aufhebung der Immunität
von Toni Brunner ausgesprochen, der wegen des so genannten „Schlitzer-Inserates“
strafrechtlich hätte verfolgt werden sollen. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.09.2013
MARC BÜHLMANN

Die von Christoph Blocher (svp, ZH) bei seinem Rücktritt aus dem Nationalrat
geforderte drastische Kürzung bei den Kosten des Parlaments und der Entlohnung von
Parlamentsmitgliedern fand noch Ende 2014 Niederschlag in zwei von der SVP
eingereichten parlamentarischen Initiativen. So forderte Toni Brunner (svp, SG) unter
dem pathetischen Titel "Milizdienst am Vaterland" (Pa. Iv. 14.473) eine Stärkung des
Milizgedankens und verglich das Engagement eines Parlamentsmitglieds mit jenem
eines Militärdienstleistenden. Wie Letzterer sollen Parlamentarierinnen und
Parlamentarier keinen Lohn oder Spesen vom Staat erhalten, sondern einen
Erwerbsersatz über den Arbeitgeber. Damit werde der zunehmenden Entkoppelung von
Politik und Zivilgesellschaft und der Entwicklung hin zu einem Berufsparlament Einhalt
geboten. Mit 16 zu 4 Stimmen bei 3 Enthaltungen empfahl die Staatspolitische
Kommission des Nationalrates (SPK-NR) der Initiative nicht Folge zu geben, weil damit
die Qualität des Ratsbetriebes entscheidend geschwächt würde. Die Halbierung der
momentanen Parlamentarierentschädigung, zu der der Vorstoss führen würde, sei keine
angemessene Entlohnung für den hohen Zeitaufwand der anspruchsvollen
Parlamentstätigkeit. Zudem würde die vorgeschlagene Regelung dazu führen, dass für
die gleiche Arbeit im Parlament unterschiedliche Löhne bezahlt würden, je nachdem,
welcher Arbeit man nachgehen würde. Dies würde aber einen Teil der Bevölkerung von
vornherein von einem Mandat ausschliessen. In der Wintersession folgte eine deutliche
Mehrheit des Nationalrates mit 120 zu 66 Stimmen diesen Argumenten und versenkte
den Vorschlag. Das gleiche Schicksal ereilte auch den zweiten Vorstoss, allerdings aus
anderen Gründen: Die ebenfalls Ende 2014 von Pierre Rusconi (svp, TI) eingereichte
parlamentarische Initiative, mit welcher die Schlussabstimmungen, zwecks
Kostenersparnissen in der Höhe von rund CHF 160'000 pro Session, von Freitag auf
Donnerstagnachmittag hätten verschoben werden sollen (Pa. Iv. 14.469), wurde
abgeschrieben, weil Rusconi bei den Nationalratswahlen im Herbst 2015 nicht
wiedergewählt worden und aus dem Rat ausgeschieden war. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.12.2015
MARC BÜHLMANN
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Eine Halbierung der Bezüge von Parlamentsmitgliedern fordert Roger Köppel (svp, ZH)
mit einer parlamentarischen Initiative. Die «verhängnisvolle Entwicklung», die immer
weiter weg vom eigentlichen Milizparlament führe, solle damit aufgehalten werden, so
der Zürcher SVP-Parlamentarier. Die Höhe der aktuellen Entschädigungen führe dazu,
dass immer weniger Parlamentarierinnen und Parlamentarier noch einem Beruf
nachgingen. Es gäbe je länger je mehr nur noch «Berufspolitiker» oder «privatisierende
Millionäre», aber kaum mehr «Selbstverantwortliche, aktive Unternehmer oder echte
Angestellte». Die Entschädigungen würden zudem einen Anreiz für unnötige und
ausufernde Sitzungen bieten. Köppel, der mit seinem Vorstoss einen altbekannten
Vorschlag von Christoph Blocher aufnahm, schlug konkrete Zahlen vor, die der Hälfte
der aktuell im Parlamentsressourcengesetz aufgeführten Beträge entsprechen: CHF
13'000 Jahreseinkommen für die Vorbereitung der Ratsarbeit; CHF 220 Taggeld; CHF
220 Entschädigung für die Kommissionspräsidien; CH 110 Entschädigung für
Berichterstattung. Diese Ressourcen sollen zudem steuerbar sein. Auch die
steuerfreien Zulagen für die Rats- bzw. Vizepräsidien sollen auf CHF 22'000 bzw. CHF
5'500 gekürzt werden. Explizit ausnehmen wollte Köppel Bereiche, die bereits von
anderen Vorstössen ins Visier genommen wurden: Bezüge für Mahlzeiten,
Mitarbeitende, Übernachtungen oder Reisen. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.12.2017
MARC BÜHLMANN

Parlamentsorganisation

Das Büro des Nationalrates unterbreitete dem Plenum seinen Vorschlag für die
Realisierung der 1987 überwiesenen Motion der SP-Fraktion für die Installierung eines
elektronischen Abstimmungssystems. Sie schlug darin eine auf 1,6 Mio Fr. budgetierte
Anlage vor, welche grösstmögliche Flexibilität ermöglicht. Die von der Kommission
formulierten Anwendungsregeln sehen vor, dass das individuelle Stimmverhalten nur
dann gespeichert und transparent gemacht werden soll, wenn dies von 30
Ratsmitgliedern verlangt wird (analog zur heutigen Namensabstimmung). In allen
anderen Fällen würde die Anlage vom Präsidenten zwar eingesetzt werden können, aber
nur als reine Zählmaschine funktionieren. Der Vorlage erwuchs sowohl wegen der
budgetierten Kosten als auch wegen der restriktiven Vorschriften über den
vorgesehenen Einsatz Opposition. Zwei Rückweisungsanträge von Blocher (svp, ZH)
wegen der Kosten und von Leuenberger (sp, SO) wegen der Einsatzmöglichkeiten
fanden knappe Zustimmung. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.01.1991
HANS HIRTER

Während der Debatte im Parlament hatte kein Gegner offen mit dem Referendum
gedroht. Verschiedentlich waren freilich Anträge auf Kürzungen der vorgeschlagenen
Entschädigungen mit dem Argument begründet worden, dass damit ein Referendum
verhindert werden könne. Die vorgenommenen Reduktionen genügten aber offenbar
nicht: Ende Oktober kündigten vier Studenten der Handelshochschule St. Gallen an,
dass sie mit der Unterschriftensammlung für Volksabstimmungen über alle drei Teile
der Vorlage (Geschäftsverkehrs-, Entschädigungs- und Infrastrukturgesetz) beginnen
würden. Einige bürgerliche Parlamentarier – unter ihnen die Nationalräte Blocher (svp,
ZH) und Stucky (fdp, ZG) – sowie der Schweizerische Gewerbeverband sicherten sofort
ihre Unterstützung zu. Trotz der politischen Unerfahrenheit des Referendumskomitees
wurde die Kampagne gegen das als Schritt in Richtung Berufsparlament charakterisierte
Reformpaket äusserst professionell organisiert: mit der Öffentlichkeitsarbeit und der
UnterschriftenSammlung wurde ein St. Galler Werbebüro betraut. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.11.1991
HANS HIRTER

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Mit einer parlamentarischen Initiative forderte die SVP die Einsetzung einer
Parlamentarischen Untersuchungskommission (PUK) zwecks Untersuchung der
„massiven Fehlinformationen“ im Rahmen der Volksabstimmung über die Abkommen
von Schengen und Dublin vom 5. Juni 2005. Die Kosten für den Beitritt zum Schengen-
Raum wurden im Bundesbüchlein mit jährlich CHF 7,4 Mio. veranschlagt. Ein Bericht
des Justizdepartements hatte 2011 jedoch aufgezeigt, dass seither rund CHF 43 Mio.
pro Jahr aufgewendet worden waren. Brisant war, dass Christoph Blocher (svp, ZH)
damals dem EJPD vorstand, aber vehement abstritt, für die Zahl verantwortlich gewesen
zu sein. Er unterstellte ehemaligen Kollegen gar eine bewusste Falschangabe. Mit ihrer
Forderung nach einer PUK wollte die SVP nicht nur ihre Kritik am Schengen-Vertrag
äussern, sondern auch abklären lassen, wie falsche Zahlen und irreführende Aussagen
durch Behörden im Rahmen von eidgenössischen Abstimmungen künftig verhindert

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.03.2012
MARC BÜHLMANN
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werden können. Das Büro des Nationalrats lehnte die Forderung der SVP ab. Eine PUK
dürfe nur bei Vorkommnissen besonderer Tragweite eingesetzt werden. Zwar seien die
zu tief eingeschätzten Kosten tatsächlich ein Ärgernis, der Bundesrat habe aber zu
diesem Problem im Rahmen verschiedener Vorstösse bereits ausführlich Stellung
genommen und es sei an der GPK zu entscheiden, ob weitere Untersuchungen nötig
seien. Auch der Nationalrat sah eine PUK als unnötig an und sprach sich mit 125 zu 45
Stimmen aus der geschlossenen SVP-Fraktion gegen Folgegeben der Initiative aus. 7

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Konjunkturlage- und politik

Der Bundesrat selbst sprach sich im Nationalrat aus formalen Gründen gegen eine
Verknüpfung eines Parlamentsbeschlusses (Investitionsbonus) mit dem in seine eigene
Kompetenz fallenden Entscheid über den Vorsteuerabzug aus. Er lehnte aus materiellen
Gründen aber auch die Weiterführung des Investitionsbonus ab. Dieser habe sich zwar
in seiner Erstauflage bewährt, angesichts der schlechten Finanzlage und den
günstigeren Prognosen für die Konjunkturentwicklung sei eine Verlängerung aber nicht
angebracht. Im Nationalrat fand eine von Blocher (svp, ZH) angeführte
Kommissionsminderheit, welche sich aus ordnungspolitischen Gründen gegen den
Investitionsbonus aussprach, zwar bei der SVP, den Liberalen und der FP Unterstützung,
unterlag aber mit 113 zu 50 Stimmen. Nachdem die von Baumberger (cvp, ZH)
beantragte Entkoppelung der beiden Vorlagen auch keine Mehrheit fand, stimmte der
Nationalrat dem Paket zu. Gleich anschliessend lehnte der Rat eine Motion des Zürcher
Bauwirtschaftsvertreters Hegetschweiler (fdp) ab, welche verlangte, dass der
Investitionsbonus auch dann verlängert werde, wenn der Bundesrat den
Vorsteuerabzug nicht vorzieht. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.03.1994
HANS HIRTER

Geld, Währung und Kredit

Nationalbank

Die Affäre um den 2012 zurückgetretenen Präsidenten des Direktoriums der
Schweizerischen Nationalbank (SNB), Philipp Hildebrand, beschäftigte auch im
Berichtsjahr die Schweizer Politik. Hildebrand war Ende 2011 beschuldigt worden, die
Einführung der Wechselkursuntergrenze zur persönlichen Bereicherung genutzt zu
haben. Er hatte zwar immer abgestritten, von den kritisierten US-Dollar-Transaktionen
Kenntnis gehabt zu haben, war im Januar 2012 aber trotzdem zurückgetreten. Im März
2013 veröffentlichte die Geschäftsprüfungskommission (GPK) ihren Bericht zur Causa
Hildebrand. Darin monierte die Aufsichtskommission, dass der Bundesrat ohne
gesetzliche Grundlage gehandelt habe, als er von sich aus die Überprüfung von
Hildebrands Devisengeschäften angeordnet hatte. Die GPK war der Meinung, dass diese
Aufgabe im Kompetenzbereich des Bankrats gelegen hätte. Zudem kritisierte die GPK
die wenig aufschlussreiche Protokollierung der Bundesratssitzungen. Beispielhaft
wurde das Protokoll eines vierstündigen Gesprächs des Bundesrats mit dem
Bankratspräsidenten und Hildebrand angeführt. Es umfasste nur eine Seite. Der
Bundesrat konterte die Kritik an der Verletzung des Legalitätsprinzips noch am Tag der
Veröffentlichung des Berichts. Er verwies auf die Bundesverfassung und das
Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz, das dem/der Bundespräsidenten/in
„jederzeit“ das Recht auf Abklärungen einräume. Obwohl der GPK-Bericht einstimmig
und ohne Enthaltungen verabschiedet wurde, bemängelte Nationalrat Blocher (svp, ZH)
diesen öffentlich. Es sei „lächerlich“, dass die GPK nur die Rolle des Bundesrats und der
Verwaltung, nicht aber das Verhalten des zurückgetretenen Präsidenten der
Schweizerischen Nationalbank untersucht habe. Ähnlich äusserten sich auch weitere
SVP-Vertreter im Nationalrat. Dieser beriet just am Tag der Veröffentlichung des GPK-
Berichts eine parlamentarische Initiative der SVP-Fraktion, die eine PUK zur Aufklärung
des Falls Hildebrand forderte. Unter anderem sollten damit Abklärungen zu Devisen-
und Wertschriftentransaktionen aller SNB-Kaderleute und deren Angehörigen ab 2003
angestellt werden. Das Geschäft scheiterte jedoch mit 129 zu 52 Stimmen deutlich. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.03.2013
FABIO CANETG
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Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Erwerbsersatzordnung (EO)

Noch bevor der Mutterschaftsurlaub im Ständerat behandelt wurde, forderte
Nationalrat Blocher (svp, ZH) seine Partei zum Referendum auf. Dieses wurde im
Sommer von der Delegiertenversammlung fast einstimmig beschlossen. Sukkurs erhielt
die SVP von einigen rechtsfreisinnigen Parlamentariern. Der Arbeitgeberverband, der
1999 noch die Nein-Parole ausgegeben hatte, winkte nun ab; er hatte zwar aus
ordnungspolitischen Gründen keine Freude an der Vorlage, bezeichnete sie aber als das
kleinere Übel als eine Lösung über das OR. Vom Gewerbeverband war ebenfalls keine
Unterstützung für das Referendum zu erwarten, ist doch die neue Lösung, welche vor
allem die KMU entlastet, massgeblich von dessen Direktor eingebracht worden. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.06.2003
MARIANNE BENTELI

Krankenversicherung

Im September 2018 nahm der Bundesrat zum Entwurf der SGK-NR im Rahmen der
parlamentarischen Initiative Borer (svp, SO) für eine Stärkung der Selbstverantwortung
im KVG Stellung. Er erklärte seine Unterstützung für den Minderheitsantrag Carobbio
Guscetti (sp, TI) auf Nichteintreten, da das strategische Wechseln der Franchisen
gemäss dem Bericht der SGK-NR nur in 0.17 Prozent der Fälle vorkomme und die
Krankenversicherungen dadurch jährlich lediglich CHF 5 Mio. einsparen könnten.
Diesem geringen Vorteil stünden jedoch zahlreiche Nachteile gegenüber, etwa eine
Schwächung der Selbstverantwortung durch häufigere Wahl der Grundfranchise,
Mehrkosten für EL und Sozialhilfe und somit auch für Kantone und Gemeinden sowie
ein administrativer Mehraufwand für die Krankenversicherungen. 
In der Wintersession 2018 behandelte der Nationalrat den Entwurf. Als
Kommissionssprecher betonten Philippe Nantermod (fdp, VS) und Heinz Brand (svp, GR)
noch einmal den Nutzen der Vorlage: Das opportunistische «Franchisenhüpfen» müsse
gestoppt werden, auch wenn es sich dabei um ein untergeordnetes Problem handle.
Barbara Gysi (sp, SG) kritisierte im Namen der Minderheit Carobbio Guscetti vor allem
das Verhalten der Kommission, die trotz mehrheitlich negativer
Vernehmlassungsantworten keinen der Kritikpunkte in die Vorlage aufgenommen hatte.
Mit 111 zu 68 Stimmen bei einer Enthaltung sprach sich der Nationalrat für Eintreten auf
die Vorlage aus. Während die SP- und die Grünen-Fraktion Eintreten geschlossen
ablehnten, war die Situation aufseiten der Bürgerlichen weniger deutlich. Gespalten
zeigte sich insbesondere die FDP-Fraktion, aber auch in der SVP- und der CVP-Fraktion
lehnten einzelne Personen eine Behandlung der Vorlage ab. Knapper scheiterte der
Antrag Grüter (svp, LU) auf Rückweisung an die Kommission: Mit 86 zu 81 Stimmen bei 13
Enthaltungen stimmte der Rat für die Behandlung der Vorlage, wobei hier die Fronten
quer durch die meisten Fraktionen verliefen. 
In der Detailberatung versuchte eine Minderheit Ruiz (sp, VD), eine Ausnahmeklausel für
Personen, bei denen neu eine chronische oder schwere Krankheit diagnostiziert wurde,
zu schaffen. Eine solche lehnte der Nationalrat jedoch mit 118 zu 56 Stimmen (bei 1
Enthaltung) ab. Ebenfalls abgelehnt wurde eine vom Bundesrat vorgeschlagene und von
der Kommissionsmehrheit unterstützte Pflicht für die Krankenversicherungen, die
Versicherten zwei Monate vor Ablauf der Frist auf ihre Wahlmöglichkeit hinzuweisen.
Mit 112 zu 62 Stimmen (3 Enthaltungen) folgte die grosse Kammer einer Minderheit
Humbel (cvp, AG), welche unter anderem die Kosten für die Versicherungen «ohne
Mehrwert für die Versicherten» scheute. Mit 113 zu 60 Stimmen (bei 5 Enthaltungen)
verabschiedete der Rat die Vorlage in der Gesamtabstimmung. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.11.2018
ANJA HEIDELBERGER
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